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1. Die Europäische Einigung von 1950 bis heute 

 

 

1950 Der französische Außenminister Robert Schumann schlägt vor, die 

deutsche und die französische Kohle- und Stahlindustrie einer ge-

meinsamen Organisation zu unterstellen. Ein Jahr später gründen 

die beiden Länder sowie Italien, Belgien, Niederlande und Luxem-

burg die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS). 

1957 In Italien werden die römischen Verträge unterzeichnet. Mit ihnen 

gründen die sechs EGKS-Staaten die Europäische Wirtschaftsge-

meinschaft (EWG). 

1963 Der französische Präsident Charles de Gaulle legt gegen den Beitritt 

Großbritanniens zur EWG ein Veto ein. 

1967 EWG, EGKS und die Europäische Atomgemeinschaft werden zur Eu-

ropäischen Gemeinschaft zusammengelegt. 

1968 In der EG wird die Zollunion verwirklicht. Seitdem sind die Im- und 

Exporte zwischen den Staaten der EG zollfrei. 

1969 Die Regierungschefs der EG vereinbaren, die Integration zu vertie-

fen und zu beschleunigen und die Gemeinschaft um die Länder 

Großbritannien, Irland und Dänemark zu erweitern.  

1972 Die EWG-Staaten beschließen, auch auf anderen Gebieten der Politik 

zusammenzuarbeiten. Diese sind die Energie-, Regional- und Um-

weltpolitik. 

1973 Die Länder Dänemark, Irland u. Großbritannien treten der EG bei. 

1975 Beschluss zur Einführung eines Europapasses. 

1978 Einigung über die Einführung eines Europäischen Währungssystems 

(EWS). Es wird ebenfalls die Einführung einer europäischen Wäh-

rung (ECU) beschlossen. Die Hauptakteure dieses wichtigen Schritts 

sind der französische Präsident Valery Giscard d’Estaing und der 

deutsche Bundeskanzler Helmut Schmidt. 

1979 Es findet erstmals eine Wahl statt, bei der die Bürger der Gemein-

schaft die Abgeordneten des Europäischen Parlaments direkt wählen 

können. In Deutschland bekommt die SPD mit dem Spitzenkandida-

ten Willy Brandt die meisten Stimmen. Die Französin Simone Veil 

wird zur Präsidentin des Europäischen Parlaments gewählt. 

1981 Griechenland tritt als zehnter EU-Mitgliedsstaat bei. 
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1985 Das Schengener Abkommen zum freien Grenzübertritt wird zwischen 

Deutschland, Frankreich und den Benelux-Staaten beschlossen.  

1986 Portugal und Spanien treten der EG bei, die damit zwölf Mitglieds-

staaten umfasst. Außerdem wird in diesem Jahr die erste umfassen-

de Änderung der Gründungsverträge, die Einheitliche Europäische 

Akte, unterzeichnet. Die Vollendung des Binnenmarktes wird für En-

de 1992 festgelegt. 

1990 Durch die Wiedervereinigung Deutschlands kommen die neuen fünf 

Bundesländer in die EG. 

1992 Der Maastrichter Vertrag über die Europäische Union, der Ende 1991 

vereinbart wurde, wird von den zwölf Staaten unterzeichnet. Er tritt 

am 01.11.1993 in Kraft. Es werden die Bereiche der Politik erwei-

tert, in denen die Staaten der EG zusammenarbeiten. Dazu zählen: 

Bildung, Kultur, Verbraucherschutz, Gesundheitswesen, Industrie, 

Entwicklungshilfe, Außen- und Sicherheitspolitik, Justiz und Inneres. 

1993 Der Europäische Binnenmarkt wird verwirklicht. Einer der maßgebli-

chen Köpfe dabei ist der Präsident der EU-Kommission Jacques De-

lors. 

1995 Finnland, Schweden und Österreich treten der EG bei. 

1997 Auf dem Gipfeltreffen in Amsterdam wird der erweiterte Vertrag 

über die Europäische Union verabschiedet, der zusätzliche Rechte 

für das Europäische Parlament beinhaltet. Es wird außerdem der 

Stabilitäts- und Wachstumspakt verabschiedet. Dieser soll eine 

stabile Haushaltsführung der Teilnehmer an der Europäischen Wäh-

rungsunion sichern. 

1998 Es werden die Länder benannt, die ab dem 01.01.1999 den EURO 

einführen dürfen. Es sind Frankreich, Deutschland, Niederlande, Lu-

xemburg, Belgien, Finnland, Österreich, Irland, Spanien, Portugal 

und Italien. 

1999 Die Europäische Währungsunion beginnt. Des Weiteren wird auf ei-

nem Sondergipfel in Berlin unter dem Ratsvorsitz von Bundeskanzler 

Gerhard Schröder die Agenda 2000 angenommen, die den finanziel-

len Rahmen der EU für die Jahre 2000 bis 2006 festlegt, und 

dadurch die EG auf die Osterweiterung vorbereiten soll. Romano 

Prodi aus Italien wird künftiger Kommissionspräsident. 

2000 Am 08.12. wird die Charta der Grundrechte der EU verkündet. Da-

nach findet eine Regierungskonferenz über den Vertrag von Nizza 

statt, der am 26.06.2001 unterzeichnet wird.  

2002 Die Euro-Banknoten und –münzen werden ausgegeben.  

2003 Der Vertrag von Nizza tritt am 1. Februar in Kraft. 
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2004 10 neue Mitgliedsstaaten treten der EU am 01.05. bei: Polen, Est-

land, Lettland, Litauen, Tschechien, Slowakei, Ungarn, Slowenien, 

Zypern und Malta. 

 Am 29.10. wird der Vertrag über eine Verfassung für Europa unter-

zeichnet, aufgrund von negativen Volksabstimmungen in Frankreich 

und den Niederlanden, trat die Verfassung jedoch nie in Kraft. 

2007 Am 1. Januar werden als 26. und 27. Mitgliedsstaat Rumänien und 

Bulgarien in die Union aufgenommen. 

Am 13. Dezember wird der Vertrag von Lissabon unterzeichnet, wel-

cher den abgelehnten Vertrag über eine Verfassung für Europa er-

setzen soll. Bei der Ratifikation des Vertrags kam es in mehreren 

Mitgliedstaaten zu Schwierigkeiten. Insbesondere ein ablehnendes 

Referendum in Irland im Sommer 2008 verzögerte den ursprüngli-

chen Zeitplan. 

2009  Nach einer Wiederholung des Referendums in Irland im Herbst 2009 

tritt der Vertrag von Lissabon schließlich zum 01.12. in Kraft. 

2012  Der Europäischen Union wird der Friedensnobelpreis „für über sechs 

Jahrzehnte Beitrag zur Förderung von Frieden und Versöhnung, De-

mokratie und Menschenrechten in Europa“ zuerkannt. 

2013 Kroatien wird der 28. Mitgliedsstaat der Europäischen Union. 

2016 Referendum über den Verbleib des Vereinigten Königreichs in der 

Europäischen Union: 51,9 % der Wähler im Vereinigten Königreich 

stimmten für den Austritt aus der EU 

 

 

2. Informationen zur Europawahl am 26.05.2019 

 

2.1. Allgemeines 

 

Bei der Europawahl 2019 wird das 9. Europäische Parlament gewählt. Das Euro-

päische Parlament ist eines der sieben Organe der EU.  

 

Die Organe der Union sind gemäß Art. 13 des Vertrages über die Europäische 

Union: 

 das Europäische Parlament, 

 der Europäische Rat, 

 der Rat, 

/wiki/Ratifikation
/wiki/Friedensnobelpreis


-5- 

 

 die Europäische Kommission, 

 der Gerichtshof der Europäischen Union, 

 die Europäische Zentralbank und 

 der Rechnungshof 

 

Jeder Mitgliedsstaat wählt für das Europäische Parlament die Vertreter für seinen 

Staat. Die Abgeordneten werden für fünf Jahre gewählt.   

 

Das 9. Europäische Parlament wird nach den Vorgaben des Vertrags von Lissa-

bon gewählt. Grundsätzlich orientiert sich die Zahl der Abgeordneten an der Be-

völkerungszahl des Mitgliedslandes. Nach dem Vertrag von Lissabon darf das Eu-

ropäische Parlament maximal 751 Abgeordnete umfassen (inkl. Präsident). Kein 

Land soll mehr als 96 oder weniger als 6 Sitze im Parlament haben, damit sich 

weder eine einseitige Dominierung noch eine politische Einflusslosigkeit ergibt. 

Einwohnerärmere Staaten sind dadurch im Vergleich zu einwohnerstarken Staa-

ten besser im Europäischen Parlament repräsentiert („degressive Proportionali-

tät“). 

 

Nach aktuellem Stand (Zeitpunkt der Drucklegung: 12.04.2019) ist nicht ent-

schieden, ob das Vereinigte Königreich zum Zeitpunkt der Wahl der EU angehört 

(„Brexit“). Der Ausschuss für konstitutionelle Fragen (AFCO) des EU-Parlaments 

hat bereits 2018 vorgeschlagen, zur Wahl 27 der bisherigen 73 Sitze des Verei-

nigten Königreichs zur besseren Abbildung der degressiven Proportionalität auf 

die verbleibenden Mitgliedsstaaten zu verteilen. Der Vorschlag, die verbleibenden 

46 Sitze über EU-weite Listen zu verteilen, wurde im Februar 2018 vom Europa-

parlament verworfen, es bestätigte aber die Verteilung der restlichen Mandate 

auf die anderen Staaten nach dem Brexit.  

 

Für den Fall, dass das Vereinigte Königreich wählt, würde die Verteilung der Sitze 

auf die Staaten wie bei der Europawahl 2014 gelten, die neue Verteilung würde 

nach dem Brexit in Kraft treten. 
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Die Sitze würden sich wie folgt verteilen:  

 

Land 
Sitze 

2014 

Sitze 

2019 
Veränderung  

Belgien 21 21  

Bulgarien 17 17  

Dänemark 13 14 + 1 

Deutschland 96 96  

Estland 6 7 + 1 

Finnland 13 14 + 1 

Frankreich 74 79 + 5 

Griechenland 21 21  

Irland 11 13 + 2 

Italien 73 76 + 3 

Kroatien 11 12 + 1 

Lettland 8 8  

Litauen 11 11  

Luxemburg 6 6  

Malta 6 6  

Niederlande 26 29 + 3 

Österreich 18 19 + 1 

Polen 51 52 + 1 

Portugal 21 21  

Rumänien 32 33 + 1 

Schweden 20 21 + 1 

Slowakei 13 14 + 1 

Slowenien 8 8  

Spanien 54 59 + 5 

Tschechien 21 21  

Ungarn 21 21  

Vereinigtes Königreich 73 - - 73 

Zypern 6 6  

Europäische Union 751 705 - 46 
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Im 8. Europäischen Parlament ist die Bundesrepublik Deutschland mit folgenden 

Parteien vertreten: 

1. Christlich Demokratische Union (CDU) 

2. Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) 

3. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE) 

4. Alternative für Deutschland (AfD) 

5. Die Linke (DIE LINKE) 

6. Christlich-Soziale Union in Bayern e.V. (CSU) 

7. Freie Demokratische Partei (FDP) 

8. Familien-Partei Deutschlands (FAMILIE) 

9. FREIE WÄHLER (FW) 

10. Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 

11. Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP) 

12. Partei für Arbeit, Rechtsstaat, Tierschutz, Elitenförderung und basis-

demokratische Initiative (PARTEI) 

13. Piratenpartei Deutschland (Piraten) 

14. Partei Mensch Umwelt Tierschutz (Tierschutzpartei) 

 

2.2. Bedeutung des Europäischen Parlaments 

 

Das Europäische Parlament wird gemeinsam mit dem Rat als Gesetzgeber tätig 

und übt gemeinsam mit ihm die Haushaltsbefugnisse aus. Es erfüllt Aufgaben der 

politischen Kontrolle und Beratungsfunktionen nach Maßgabe der Verträge. Es 

wählt den Präsidenten der Kommission. 

 

Bei der Gestaltung der Rechtssätze hat das Europäische Parlament in den meis-

ten Politikfeldern gleiches Gewicht wie der Rat der Europäischen Union. Sie kön-

nen jeweils in zwei Lesungen Änderungen an den Gesetzesvorlagen vornehmen. 

Bei Uneinigkeit müssen sie sich in einem Vermittlungsausschuss einigen. Die Tat-

sache, dass europäisches Recht dem Grunde nach über dem Recht der einzelnen 

Mitgliedsstaaten steht, wird weitgehend verkannt, woraus sich die relativ geringe 

Wahlbeteiligung ergeben dürfte. 

 

Das Europäische Parlament und der Rat bilden gemeinsam die Haushaltsbehörde 

der EU, die über die Budgetierung des EU-Haushalts entscheidet. Die Europäi-

sche Kommission schlägt einen Haushaltsentwurf vor; im Haushaltsverfahren 
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können dann Parlament und Rat Änderungen beschließen. Kommt es nicht zu 

einer Einigung, wird der Haushaltsentwurf in einem Vermittlungsausschuss bera-

ten, dem sowohl Vertreter des Parlamentes als auch des Rates angehören. 

Kommt es zu keiner Einigung so legt der Rat einen neuen Haushaltsentwurf vor. 

Kommt es im Vermittlungsverfahren zu einem gemeinsamen Entwurf, können 

Rat und Parlament diesem binnen 14 Tagen zustimmen. Lehnt der Rat den Ent-

wurf ab, so kann das Parlament immer noch beschließen, ihn anzunehmen. 

Außerdem übt das Parlament die parlamentarische Kontrolle über die Europäi-

sche Kommission und den Rat der Europäischen Union aus. Es prüft zusammen 

mit dem Rechnungshof, ob die Kommission den Haushaltsplan ordnungsgemäß 

ausgeführt hat. Auch der Rat und der Europäische Rat sind dem Parlament Re-

chenschaft schuldig. Der Präsident des Europäischen Rates erstattet dem Parla-

ment nach jedem Gipfeltreffen Bericht. Die Mitglieder des Rates oder der Kom-

mission sind zur Antwort verpflichtet, wenn Abgeordnete schriftlich oder münd-

lich Auskunft von ihnen verlangen. Hierfür kann es Untersuchungsausschüsse 

einrichten und gegebenenfalls Klage beim Europäischen Gerichtshof erheben. 

 

Auch der Beitritt neuer Mitgliedsstaaten ist von der Zustimmung des Europäi-

schen Parlaments abhängig. 

 

3. Wahlen 

 

3.1. Wahlberechtigung 

 

Wahlberechtigt sind: 

 

1. Deutsche, die: 

 das 18. Lebensjahr vollendet haben und 

a. seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik Deutschland 

oder in einem der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-

meinschaft wohnen oder sich sonst gewöhnlich aufhalten oder 

b. nach Vollendung Ihres 14. Lebensjahres mindestens 3 Monate un-

unterbrochen in der Bundesrepublik Deutschland aufgehalten haben 

und dieser Aufenthalt nicht länger als 25 Jahre zurückliegt oder 
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c. aus anderen Gründen persönlich und unmittelbar Vertrautheit mit 

den politischen Verhältnissen in der Bundesrepublik Deutschland 

erworben haben und von Ihnen betroffen sind  

und 

 nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. 

 

Vom Wahlrecht ausgeschlossen ist, wer durch Richterspruch das Wahlrecht 

nicht besitzt, einen dauerhaften Betreuer bestellt hat oder sich auf Grund 

einer Anordnung nach § 63 i. V. m. § 20 StGB in einem psychiatrischen 

Krankenhaus befindet. 

 

2. in Deutschland lebende Unionsbürger können an der Europawahl teilneh-

men, wenn sie: 

 am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

 seit min. 3 Monaten in der Bundesrepublik Deutschland oder in einem an-

deren Mitgliedsstaat der EU eine Wohnung inne haben oder sich sonst ge-

wöhnlich aufhalten und 

 nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.  

 

Vom Wahlrecht ausgeschlossen sind Unionsbürger, wenn einer der oben genann-

ten Ausschlussgründe für Deutsche gegeben ist oder er in dem Mitgliedstaat der 

EU, dessen Angehörigkeit er besitzt, infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Ent-

scheidung das Wahlrecht nicht besitzt. 

 

Unionsbürger müssen sich entscheiden, ob sie an der Wahl zum Europäischen 

Parlament in Deutschland oder in ihrem Herkunftsland teilnehmen möchten.  

 

Wahlberechtigte nichtdeutsche Unionsbürger werden von Amts wegen bei der 

kommenden sowie bei künftigen Wahlen zum Europäischen Parlament von der 

zuständigen Gemeinde in ein Wählerverzeichnis eingetragen, wenn sie: 

 auf ihren Antrag hin bereits bei einer vorherigen Europawahl in ein Wäh-

lerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutschland eingetragen worden wa-

ren und 

 sie zwischenzeitlich nicht ins Ausland verzogen waren, sofern die sonstigen 

wahlrechtlichen Voraussetzungen vorliegen.  
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Alle übrigen nichtdeutschen Unionsbürger müssen bis zum 21. Tag vor der Wahl 

(05.05.2019) einen Antrag auf Eintragung in ein hiesiges Wählerverzeichnis stel-

len. 

  

3.2. Wählbarkeit 

 

Wählbar ist, wer am Wahltag: 

 

1. als Deutscher  

 

 das 18. Lebensjahr vollendet hat und 

 nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen ist (s.o.) oder infolge Richterspruchs 

die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 

besitzt. 

 

2. als Unionsbürger 

 

 das 18. Lebensjahr vollendet hat und 

 in der Bundesrepublik Deutschland eine Wohnung innehat oder sich sonst 

gewöhnlich aufhält 

 die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union be-

sitzt 

 nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen ist (s.o.), infolge Richterspruchs in 

der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder in seinem Herkunftsland 

infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Entscheidung die Wählbarkeit nicht 

besitzt. 

 

3.3. Wahlsystem 

 

Das Wahlsystem ist eine Verhältniswahl nach Listen. Die zu besetzenden Sitze 

werden im Sainte-Laguë/Schepers-Verfahren verteilt: Jeder Wahlvorschlag erhält 

so viele Sitze, wie sich nach Teilung der gesamten für ihn abgegebenen Stimmen 

durch einen Zuteilungsdivisor ergeben.  

Jeder Wähler hat eine Stimme. Im ersten Schritt wird eine Näherungszuteilung 

berechnet, indem die Gesamtzahl aller zu berücksichtigenden Stimmen durch die 



-11- 

 

Gesamtzahl der zu verteilenden Sitze geteilt und auf diese Weise ein vorläufiger 

Zuteilungsdivisor ermittelt wird. Etwa verbleibende Diskrepanzen werden in den 

folgenden Schritten durch Herauf- oder Herabsetzung des Zuteilungsdivisors so 

lange abgebaut, bis die Endzuteilung erreicht ist, bei der die Sitzzuteilung mit der 

Anzahl der zu vergebenden Sitze übereinstimmt.  

 

Die Listen sind entweder Listen für einzelne (Bundes-) Länder (Landeslisten), die 

prinzipiell als verbunden gelten, oder gemeinsame Listen für alle Länder (Bun-

deslisten).  

 

Für die Wahl gelten - wie auch bereits für die Wahl 2014 - keinerlei Sperrklau-

seln. Das Bundesverfassungsgericht hatte seinerzeit die 2013 in Kraft getretene 

Drei-Prozent-Sperrklausel für verfassungswidrig und damit nichtig erklärt.  

 

3.4. Wahlgebiet und Wahlzeit 

 

Nach Art. 10 und 11 des Aktes zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen 

der Abgeordneten des Europäischen Parlaments (Direktwahlakt) findet die Wahl 

fünf Jahre nach der vorangehenden Europawahl in einem Zeitraum zwischen 

Donnerstag und Sonntag statt. Jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union be-

stimmt selbst, wann in seinem Land die die Wahlhandlung stattfindet. In 

Deutschland findet die Wahl am Sonntag, dem 26.05.2019, statt, auch in Öster-

reich und anderen Ländern wird üblicherweise sonntags gewählt, in Niederlanden 

dagegen bereits am Donnerstag. 

Wahlgebiet ist das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. Die Wahllokale sind 

bei der Europawahl von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet. Nach Schließung der 

Wahllokale kann unmittelbar mit der Stimmenauszählung begonnen werden. 

Die Bekanntgabe des vorläufigen Wahlergebnisses für Deutschland durch den 

Bundeswahlleiter darf jedoch frühestens nach Ende der Stimmabgabe in den an-

deren EU-Mitgliedsstaaten erfolgen. 

 

3.5. Zahl der Wahlberechtigten 

 

Für die Wahl der Abgeordneten zum 9. Europäischen Parlament werden in 

Deutschland ca. 64,8 Millionen Deutsche und Unionsbürger und –bürgerinnen 

wahlberechtigt sein.  
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Im Oberbergischen Kreis liegt die Zahl der Wahlberechtigten bei ca. 207.828 

Personen, die sich wie folgt auf die einzelnen Städte und Gemeinden verteilen 

(Stand: 04.03.2019): 

 

Wahlgebiet 
Wahlberechtigte 

Europawahl 

Bergneustadt 12.981 

Engelskirchen 14.941 

Gummersbach 37.734 

Hückeswagen 11.839 

Lindlar 16.655 

Marienheide 10.081 

Morsbach 8217 

Nümbrecht 13.385 

Radevormwald 16.500 

Reichshof 14.748 

Waldbröl 14.205 

Wiehl 20.029 

Wipperfürth 16.513 

Oberbergischer Kreis 207.828 

 

 

4. Bewerberinnen und Bewerber 

 

Um die 96 Sitze, die die Bundesrepublik Deutschland im Europäischen Parlament 

zu besetzen hat, kandidieren insgesamt 41 Parteien und sonstige politische Ver-

einigungen, davon 39 mit gemeinsamen Listen für alle Bundesländer. Mit Listen 

für einzelne Länder wurden die CDU und die CSU zugelassen. Die CSU kandidiert 

dabei ausschließlich in Bayern, während die CDU in allen anderen Bundesländern 

mit einer Liste zugelassen wurde. Die Stimmzettel zur Europawahl werden des-

halb in allen Bundesländern jeweils 40 Wahlvorschläge enthalten.  
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Bewerberinnen und Bewerber nach Geschlecht bei den Europawahlen 2079 bis 

2014 in Deutschland 

 

Quelle: Informationen des Bundeswahlleiters, Europawahl 2014, Sonderheft  

 

 

Bewerberinnen und Bewerber nach Geschlecht bei den Europawahlen 2009 und 

2014 in Deutschland 

-nur die im Europaparlament vertretenen Parteien- 

 

 

Quelle: Informationen des Bundeswahlleiters, Europawahl 2014, Sonderheft  
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4.1. Alter der Bewerber 

 

Bewerberinnen und Bewerber nach Altersgruppen bei den Europawahlen 2009 

und  2014 

 

Quelle: Informationen des Bundeswahlleiters, Europawahl 2014, Sonderheft  

 

4.2. Statistische Auswertung der Wahlergebnisse 

 

Aus der Gesamtheit der etwa 86.000 Urnen- und Briefwahlbezirke in Deutschland 

werden höchstens 5 % für repräsentative Zwecke ausgewählt. In diesen Stimm-

bezirken werden Stimmzettel mit Unterscheidungsaufdruck für sechs Gruppen 

von Geburtsjahrgängen (1949 und früher, 1950-1959, 1960-1974, 1975-1984, 

1985-1994 und 1995-2001) verwendet. Bei den vorangegangenen Wahlen wurde 

innerhalb der Geburtsjahresgruppen zwischen Frauen und Männern unterschie-

den. 2019 wird die Unterscheidungsbezeichnung erweitert, da seit Januar neben 

dem Eintrag „männlich“ oder „weiblich“ nunmehr auch die Eintragung „divers“ im 

Geburtenregister möglich ist. Es wird innerhalb der Geburtsjahresgruppen den-

noch weiterhin zwei Unterscheidungsbezeichnungen geben: „weiblich“ und 

„männlich, divers oder ohne Angabe im Geburtenregister“. Das Wahlgeheimnis 

ist auf Grund der Größe der Wahlbezirke, die in die Stichprobe einbezogen wor-

den sind, gewährleistet.  

Im Oberbergischen Kreis nehmen die die Stadt Gummersbach, die Gemeinde Ma-

rienheide, die Gemeinde Morsbach und die Stadt Waldbröl an der repräsentativen 

Wahlstatistik teil. 
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Bei der Europawahl 2014 hat die repräsentative Wahlstatistik bundesweit u.a. 

Folgendes ergeben: 

Die Wahlbeteiligung in der EU erreichte bei der Europawahl 2014 einen vorläufi-

gen Tiefststand von 42,5 %.  

 

Die höchste Wahlbeteiligung hatten die Männer in Westdeutschland ab 70 Jahren 

mit 63,1 %. Bei den Frauen wählten die 60- bis 69-Jährigen in Westdeutschland 

mit 58,3 % am häufigsten. Besonders oft gaben dabei die ab 70-jährigen Männer 

(72,9 %) und die 60- bis 69-jährigen Frauen jeweils in Rheinland-Pfalz (68,6 %) 

ihre Stimme ab. 

 

Die niedrigste Wahlbeteiligung hatten mit 35,1 % die Männer in Ostdeutschland 

im Alter von 21 bis 24 Jahren. Die gleichaltrigen Frauen zeigten ebenfalls, aller-

dings in Westdeutschland, die niedrigste Wahlbeteiligung mit 35,4 %. 

 

Besonders selten gaben die 21- bis 24-jährigen Männer in Schleswig-Holstein 

(27,4 %) ihre Stimme ab. Bei den Frauen gingen die 18- bis 20-Jährigen in Bre-

men (25,8 %) am seltensten wählen.  

 

Wahlbeteiligung nach Altersgruppen bei Europawahlen seit 1979 

 

 

Quelle: Informationen des Bundeswahlleiters, Repräsentative Wahlstatistik zur Europawahl 2014, Statement 

des Bundeswahlleiters und Präsidenten des Statistischen Bundesamtes Roderich Egeler 
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4.3. Kosten der Wahl 

 

Der Bund erstattet den Ländern zugleich für ihre Gemeinden die durch die Wahl 

veranlassten notwendigen Ausgaben. Die Kostenerstattung erfolgt durch eine 

Kombination aus einer genauen Abrechnung der tatsächlich entstandenen Kosten 

und einem festen, nach Gemeindegrößen abgestuften Betrag je Wahlberechtigten 

(0,51 Euro in den Gemeinden mit bis zu 100 000 Wahlberechtigten, 0,79 Euro 

für die Gemeinden mit mehr als 100 000 Wahlberechtigten). Die Kosten für die 

Versendung der Wahlbenachrichtigungen und der Briefwahlunterlagen sowie die 

Erfrischungsgelder für die Mitglieder der Wahlvorstände werden den Ländern im 

Wege der Einzelabrechnung ersetzt. Für die Durchführung der Europawahl 2009 

hatte der Bund den Ländern rund 61,8 Mio., 2004 rund 56,6 Mio., 1999 rund 

52,7 Mio. Euro und zur Europawahl 1994 ca. 52,9 Mio. Euro erstattet. 

 

Von der Wahlkostenerstattung für die Länder und Gemeinden zu trennen ist die 

staatliche Finanzierung der Parteien. Nach der Neuregelung im Parteiengesetz 

von 1994 gewährt der Staat den Parteien Mittel als Teilfinanzierung der ihnen 

nach dem Grundgesetz obliegenden Aufgaben, wozu auch die Wahlteilnahme 

einschließlich der Werbung um die Wählerstimmen gehört. Parteien, die bei der 

jeweils letzten Europa- oder Bundestagswahl mindestens 0,5% oder bei einer 

Landtagswahl 1,0% der für Listen abgegebenen gültigen Stimmen erhalten ha-

ben, stehen Mittel der staatlichen Parteienfinanzierung zu. 

 

Die Parteien erhalten jährlich im Rahmen der staatlichen Teilfinanzierung: 

 

 1,00 € für jede für die ersten vier Millionen gültigen Listenwählerstimmen 

und  

 0,83 € für jede weitere Stimme 

 0,45 € für jeden Euro, den sie als Zuwendung (Mitgliedsbeitrag oder Spen-

de) erhalten haben; dabei werden nur Zuwendungen bis zu 3.300 Euro je 

natürliche Person berücksichtigt. 

 

Gruppierungen ohne Landesliste, die lediglich mit Direktkandidaten in den Wahl-

kreisen antreten (gilt nur für die Bundestagswahl), erhalten die entsprechenden 

Beträge pro Wähler, sofern sie wenigstens zehn Prozent der im Wahlkreis abge-

gebenen gültigen Stimmen erreicht haben. 
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5. Unterstützung von Blinden und Sehbehinderten 

 

Auch bei der Europawahl 2019 werden blinden und sehbehinderten Bürgerinnen 

und Bürgern Stimmzettelschablonen angeboten. Dieses Angebot gab es erstmalig 

bei der Bundestagswahl 2002. Auf Anfrage über eine bundesweite Hotline 

01805/666 456 (0,14 €/Min. aus dem deutschen Festnetz, mobil teurer) – die 

automatisch die Verbindung zu dem zuständigen Landesverband herstellt - über-

senden dann die Landesvereine des DBSV (Deutscher Blinden- und Sehbehinder-

tenverband e.V.) dem blinden und sehbehinderten Wähler "seine" Wahlschablo-

ne. Die Kosten für die Herstellung der Schablonen werden den Blindenvereinen 

durch die Bundesregierung erstattet. Die Mitgliedschaft im Blindenverein ist nicht 

erforderlich um eine Stimmzettelschablone zu erhalten. 

 

Zur Orientierung wird bei allen Stimmzetteln einheitlich die rechte obere Ecke 

abgeschnitten, an der Stimmzettelschablone ist dazu passend ebenfalls die rech-

te obere Ecke abgeschnitten. Mit jeder Schablone werden Begleitinformationen 

zum Aufbau der Schablone und zum Stimmzettel ausgegeben, je nach Landes-

verband in Punktschrift, als Audio-CD, im DAISY-Format oder in Großdruck. So 

können blinde und sehbehinderte Wählerinnen und Wähler am Wahltag in der 

Wahlkabine oder vorher per Briefwahl selbstständig ihren Stimmzettel ausfüllen.  
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6. Wahlbeteiligung 

 

 Wahlbeteiligung in Prozent 

Wahljahr Bundestagswahlen 

(gesamtes Bun-
desgebiet) 

Landtagswahlen 

NW 
 (in NRW) 

Europawahlen 

(Wahlbeteiligung 
in Deutschland) 

1949 78,5   

1950  72,3  

1953 86,0   

1954  72,6  

1957 87,8   

1958  76,6  

1961 87,7   

1962  73,4  

1965 86,8   

1966  76,5  

1969 86,7   

1970  73,5  

1972 91,1   

1975  86,1  

1976 90,7   

1979   65,7 

1980 88,6 80,0  

1983 89,1   

1984   56,8 

1985  75,2  

1987 84,3   

1989   62,3 

1990 77,8 71,8  

1994 79,0  60,0 

1995  64,0  

1998 82,2   

1999   45,2 

2000  56,7  

2002 79,1   

2004   43,0 

2005 77,7 63,0  

2009 70,8  43,3 

2010  59,3  

2012  59,6  

2013 71,5   

2014   43,09 

2017 76,2 65,15  
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7. Stimmzettelmuster 
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-22- 

 

8. Ergebnis der Europawahl vom 25.05.2014 

 

Oberbergischer Kreis 
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Stadt Bergneustadt 
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Gemeinde Engelskirchen 
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Stadt Gummersbach 
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Stadt Hückeswagen 
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Gemeinde Lindlar 
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Gemeinde Marienheide 
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Gemeinde Morsbach 
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Gemeinde Nümbrecht 
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Stadt Radevormwald 

 

 



-34- 

 

Gemeinde Reichshof 
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Stadt Waldbröl 
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Stadt Wiehl 
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Stadt Wipperfürth 
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Hinweis:
Alle Angaben ohne Gewähr. Die Auswahl der Parteien bei der Darstellung 
von Vergleichszahlen stellt keine politische Wertung dar.
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